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LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin 

Ministerium für Schule und Bildung NRW, 40190 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden des 
Ausschusses für Schule und Bildung 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Florian Braun MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Bericht zum Thema „Sachstand der Überarbeitung des Verfahrens 
nach der Ausbildungsordnung Sonderpädagogische Förderung 
NRW (AOSF-Verfahren)" 
Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 20. November 2024 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Sachstand der Über­
arbeitung des Verfahrens nach der Ausbildungsordnung Sonderpädago­
gische Förderung NRW (AOSF-Verfahreil)" für die Sitzung des Aus­
schusses für Schule und Bildung am 20. November 2024. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des Ausschus­
ses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten würden. 

Dorothee Feiler 

IJ 
18. November 2024 
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Aktenzeichen: 

511-2024-0006949 

bei Antwort bitte angeben 

Dorothee Feiler 

Auskunft erteilt: 

Frau Laux 

Telefon . 0211 5867-3558 

Telefax 021 1 5867-3220 

silke.laux@msb.nrw.de 

Anschrift: 

Völklinger Straße 49 

40221 Düsseldorf 

Telefon 0211 5867-40 

Telefax 021 1 5867-3220 

poststelle@msb.nrw.de 

www.schulministerium.nrw 

Postanschrift: 

Ministerium für 

Schule und Bildung NRW 

40190 Düsseldorf 



Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

,,Sachstand der Überarbeitung des Verfahrens nach der Ausbil­
dungsordnung Sonderpädagogische Förderung NRW 

(AOSF-Verfahren)" 

Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht der Lan­
desregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und Bit-

. dung am 20. November 2024 

Dem Ministerium für Schule und Bildung ist es ein wichtiges Anliegen, 
Hintergründe und Ursachen für die seit Jahren stetig steigende Anzahl 
der Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Un­
terstützung zu beleuchten. Daher hat das Ministerium für Schule und Bil­
dung den „Wissenschaftlichen Prüfauftrag zur steigenden Anzahl der 
Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstüt­
zung" an ein Wissenschaftskonsortium vergeben. Das umfangreiche 
Gutachten bestätigt an vielen Stellen, dass eine Verbesserung der Qua­
lität der Feststellungsverfahren nach der „Verordnung über die sonder­
pädagogische Förderung, den Hausunterricht und die Klinikschule" (Aus­
bildungsordnung sonderpädagogische Förderung - AO-SF) angezeigt 
ist; es bestätigt aber auch, dass die in das Gesamtverfahren einfließen­
den personellen Ressourcen durch eine Verschlankung des Verfahrens 
effizienter genutzt werden können. 

Die einzelnen Empfehlungen der Gutachter bedingen sich gegenseitig 
und können nicht isoliert betrachtet werden. landesweite Umsetzungs­
strategien müssen komplexe Wechselwirkungen zwischen strukturellen 
Organisationsabläufen, fachlich-inhaltlichen Einordnungs- und Bewer­
tungsprozessen sowie eine Veränderung bisheriger Verfahrens- und 
Verwaltungspraxis im Kontext des Feststellungsverfahrens berücksichti­
gen. 

Das Gutachten wurde auch mit dem Fachbeirat inklusive schulische Bil­
dung erörtert. Dort erhielt das Ministerium für Schule und Bildung weitere 
Vorschläge und Hinweise bezüglich der Umsetzungsstrategien. In einem 
partizipativ angelegten Arbeitsprozess haben die unterschiedlichen Ver­
tretungen der Zivilgesellschaft zum Teil divergierende Rückmeldungen 
gegeben. Große Einigkeit zeigte sich bei allen Empfehlungen zur Ver­
besserung der Standardisierung und Vereinheitlichung im Verfahren so­
wie bei Maßnahmen zur möglichen Entkoppelung der Ressourcen von 
Feststellungsverfahren. Den Mitgliedern des Fachbeirates war es von 
besonderer Bedeutung, dass die Rolle der Eltern und Erziehungsberech­
tigten im gesamten Prozess gestärkt wird, ihre Sichtweisen einbezogen 
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und die Transparenz der Entscheidungen und möglicher Konsequenzen 
erhöht werden (vgl. Empfehlung 7 aus dem Prüfauftrag). 

Die geplanten Umsetzungsstrategien des Ministeriums für Schule und 
Bildung werden in verschiedenen Handlungsfeldern gebündelt und be­
rücksichtigen die zentralen Empfehlungen des Wissenschaftskonsorti­
ums. 

Handlungsfeld 1: Präzision 

Das Wissenschaftskonsortiums benennt in seiner Empfehlung 1 die Not­
wendigkeit möglichst präziser Definitionen für die Bedarfe an sonderpä­
dagogischer Unterstützung. 

Das Ministerium für Schule und Bildung wird eine Konzertierung der or­
ganisatorischen, zeitlichen und inhaltlichen Verfahrensweisen anstreben 
sowie formale und strukturelle Vorgehensweisen der Beantragung und 
schulaufsichtlichen Genehmigungsprozesse vereinheitlichen. 

Handlungsfeld II: Prävention 

Das Ministerium für Schule und Bildung strebt im Kontext des Feststel­
lungsverfahrens nach der AO-SF eine Hervorhebung der individuellen 
Förderung der allgemeinen Schule an, um der Subsidiarität der sonder­
pädagogischen Förderung stärker Rechnung zu tragen. 

Dadurch soll erreicht werden, dass alle Fördermöglichkeiten der allge„ 
meinen Schule zunächst gleichsinnig ausgeschöpft werden. 

Handlungsfeld III: Professionalisierung 

Zur Erhöhung der Professionalisierung der Feststellungsverfahren nach 
der AO-SF sollen Maßnahmen auf verschiedenen · Ebenen umgesetzt 
werden. 

Auf der organisatorisch-strukturellen Ebene wird geprüft, ob eine Zentra­
lisierung in überregionalen Expertisestellen erfolgen kann. Auf der inhalt­
lich-fachlichen Ebene soll die Kongruenz der Entscheidungspraxis her­
gestellt werden. 

Insbesondere die in den Handlungsfeldern 1 und 3 umzusetzenden Maß­
nahmen dienen dem Ausbau der Standardisierung. 

Ein derart komplexer Umsteuerungsprozess, wie er durch die Empfeh­
lungen des Wissenschaftskonsortiums angeregt wird, bedarf der Umset­
zungsstrategien in unterschiedlichen Zeitabfolgen. Teilweise werden 
Umsetzungsschritte mittel- und langfristig parallelisiert werden .müssen. 
Erste Maßnahmen im Handlungsfeld I Präzision werden bereits für 2025 · 
vorbereitet und dann landesweit implementiert. 

Sofern sich im Zusammenhang mit der Entwicklung entsprechender Um­
setzungsstrategien haushaltsrelevante Entscheidungen für die Zukunft 
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ergeben sollten, sind diese innerhalb der Landesregierung abzustimmen 
und obliegen der Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers. 
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